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Zehn Möglichkeiten, wie Europa mehr für Sie tun kann 
Globale Herausforderungen wie der Klimawandel, geopolitische Konflikte, die Aushöhlung demokratischer 
Grundsätze und soziale Ungleichheit beeinflussen unser tägliches Leben und unsere Zukunftsaussichten. Ein 
gemeinsames europäisches Vorgehen während der nächsten zehn Jahre könnte dazu beitragen, diese 
Herausforderungen zu bewältigen. Der Nutzen könnte sich auf bis zu 3 Billionen Euro pro Jahr belaufen (etwa 18 % 
des BIP der EU), was 6 700 Euro pro Bürgerin oder Bürger und Jahr entspricht. Auf der Grundlage der Forderungen 
des Europäischen Parlaments für die Legislaturperiode 2019-2024 hat unsere Studie Maßnahmen in zehn 
Politikbereichen identifiziert, die das Potenzial Europas fördern könnten, ohne dass eine Vertragsänderung 
erforderlich wäre. 

 

BINNENMARKT und VERKEHR bis zu 1 400 EUR pro Bürger/in 
Etwa 70 % der Unternehmen in der EU betonen, dass der EU-Binnenmarkt nicht ausreichend 
integriert ist, um Unternehmen eine freie Ausübung ihrer Geschäftstätigkeit zu ermöglichen.  Die 
EU könnte daran weiterarbeiten, unnötige regulatorische Hindernisse zu beseitigen, indem eine 
ständige Arbeitsgruppe zum Abbau bürokratischer Hindernisse eingesetzt, verschiedene 
einzelstaatlichen Vorschriften harmonisiert und ein Durchsetzungsmechanismus zur Reduzierung 
langwieriger Vertragsverletzungsverfahren vorgesehen werden könnten (Bericht des EP 15 Februar 
2022). 

 

GRÜNER WANDEL: bis zu 980 EUR pro Bürger/in 
Um bis 2050 eine CO2-neutralen Wirtschaft zu werden und dabei niemanden zurückzulassen, 
könnte die EU CO2-Emissionen bepreisen, die Integration des EU-Energiemarktes stärken sowie 
finanzielle Unterstützung für sozial schwache Gruppen bereitstellen und so eine gerechte und 
inklusive Transformation der Energiesysteme beschleunigen (Bericht des EP 15. Januar 2020). 

 

DIGITALER WANDEL: bis zu 860 EUR pro Bürger/in 
Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) ringen mit der Einführung digitaler Technologien. Für 
mehr als 60 % ist es schwierig, offene Stellen im Bereich der Informations- und 
Kommunikationstechnologie zu besetzen. Diese Herausforderungen könnten unter anderem 
dadurch gelöst werden, dass die EU die KMU bei der Digitalisierung unterstützt, indem sie ihnen 
den Zugang zu Finanzmitteln und digital qualifizierten Arbeitskräften erleichtert (Bericht des EP 13. 
Juli 2023). 

 

BESCHÄFTIGUNG UND ZUSAMMENHALT: bis zu 750 EUR pro Bürger/in 
Die Beschäftigungsquoten in den EU-Regionen liegen zwischen 46 % und 90 %. Einige Regionen, 
insbesondere ländliche Gebiete, stehen vor der Situation des Bevölkerungsrückgangs, und damit 
auch der Erwerbsbevölkerung und der Abwanderung hochqualifizierter Arbeitskräfte. Die EU 
könnte solche Ungleichheiten durch verbesserte Kohäsionsausgaben angehen, indem sie mehr 
zielgerichtete Unterstützung für die bedürftigsten Gruppen anbietet (Bericht des EP 13. Dezember 
2022).  

 

WIRTSCHAFTS- UND WÄHRUNGSUNION: bis zu 720 EUR pro Bürger/in 
Der Anstieg der Zinsen bedeutete, dass die EU-Länder im Jahr 2023 rund 290 Mrd EUR nur für 
Zinsen auf öffentliche Schulden ausgaben, anstatt die dringend benötigten Investitionen in den 
kollektiven Wohlstand zu tätigen. Durch die Sicherung neuer EU Einnahmequellen, die Förderung 
einer verantwortungsvollen Verwendung öffentlicher Mittel auf allen Ebenen und eine verstärkte 
Beteiligung des Europäischen Parlaments an Debatten und Entscheidungen über haushalts- und 
wirtschaftspolitische Empfehlungen könnte die EU dafür sorgen, dass die Haushaltsmittel 
verantwortungsvoll verwendet werden und die EU über Haushaltskapazitäten für größere 
Investitionen verfügt (Bericht des EP 8. Juli 2021). 
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GESCHLECHTERGLEICHSTELLUNG UND STAATSBÜRGERLICHE RECHTE: 
bis zu 630 EUR pro Bürger/in 
Frauen verdienen im Durchschnitt 36 % weniger als Männer. Zur Bekämpfung 
geschlechtsspezifischer Ungleichheiten auf dem Arbeitsmarkt könnte die EU unter anderem die 
finanzielle Unterstützung unbezahlter häuslicher Pflegekräfte fördern, EU-Standards und 
Zertifizierungen für Kinderbetreuungs- und Langzeitpflegeeinrichtungen einführen sowie in 
Pflegeeinrichtungen und die Aus- und Weiterbildung von Pflegekräften investieren (Bericht des EP 5. 
Juli 2022). 

 

GESUNDHEIT: bis zu 460 EUR pro Bürger/in 
Mit besseren öffentlichen Gesundheitssystemen hätten im Jahr 2019 schätzungsweise 14 % der 
Todesfälle in der EU verhindert werden können. Eine gemeinsame europäische Gesundheitspolitik 
könnte eine unionsweite Definition der essentiellen Gesundheitsdienste, die jeder Person zur 
Verfügung stehen sollten, sowie europaweite Gesundheitsförderungs- und Vorsorgeprogramme 
umfassen (Bericht des EP 16. Februar 2022). 

 

AUSSENPOLITIK UND VERTEIDIGUNG: bis zu 380 EUR pro Bürger/in 
Zusammengenommen entsprachen die Verteidigungsausgaben der EU-Mitgliedstaaten im Jahr 2022 
fast jenen Chinas, das nach den Vereinigten Staaten (USA) die weltweit zweithöchsten 
Verteidigungsausgaben verzeichnet; die EU Ausgaben waren insgesamt höher als jene von Russland. 
Allerdings gibt es in der EU 17 verschiedene Kampfpanzer, 29 Fregattentypen und 20 verschiedene 
Kampfflugzeuge. Die entsprechenden Zahlen für die USA sind 1, 4 bzw. 6. Der Aufbau einer 
gemeinsamen Verteidigungsstreitkraft der EU könnte dazu beitragen, die Verteidigungsausgaben 
zu straffen und ihre Wirksamkeit zu erhöhen (Bericht des EP18. Januar 2023). 

 

JUSTIZ UND RECHTSSTAATLICHKEIT: bis zu 340 EUR pro Bürger/in 
Etwa einer von drei Europäern gab 2021 an, dass ein öffentlich Bediensteter von ihm oder einem 
Familienmitglied in den letzten zwölf Monaten ein Bestechungsgeld verlangt habe. Die EU könnte die 
Korruption bekämpfen, indem sie die Mittel für die EU-Einrichtungen, die in Korruptionsfällen 
ermitteln (z. B. die Europäische Staatsanwaltschaft) aufstockt und sie zu einer stärkeren Koordinierung 
ermutigt, indem sie den Schutz von Hinweisgebern sicherstellt und dafür sorgt, dass die öffentlichen 
Einrichtungen transparenter und rechenschaftspflichtiger werden (Bericht des EP17. Februar 2022).  

 

FORSCHUNG, BILDUNG, KULTUR: bis zu 180 EUR pro Bürger/in 
Nur eins von zehn der weltweit führenden Unternehmen, die in industrielle Forschung und 
Entwicklung investieren, kommt aus der EU. Sechs befinden sich in den USA und eines in China. Die EU 
könnte ihre Wettbewerbsfähigkeit ausbauen, indem sie die Investitionen und die Zusammenarbeit 
auf europäischer Ebene in strategischen Bereichen wie digitale Innovation, Gesundheit, Raumfahrt 
und Verteidigung erhöht (Bericht des EP 8. Juli 2021). 
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